Deutscher Bundestag Drucksache 8/2899 

8. Wahlperiode 


Sachgebiet 811 


Beschlußempfehlung 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 


zu dem Gesetz über die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personenverkehr 
- Drucksachen 8/2453, 8/2696, 8/2848 - 


Berichterstatter: Senator Willms 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 145. Sitzung am 29. März 1979 beschlos- 
sene Gesetz über die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter im öffent- 
lichen Personenverkehr — Drucksachen 8/2453, 8/2696 - — wird nach Maßgabe der 
in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsausschuß 
beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu- 
stimmen ist. 


Bonn, den 28. Mai 1979 


Der Vermittlungsausschuß 


Vogel (Ennepetal) 

Vorsitzender 


Willms 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 

5300 Bonn 2, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 8/2899 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Anlage 


Gesetz über die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personenverkehr 


1. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 62 SchwbG) 

§ 62 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Antrag ist bis zum 31. Dezember für das 
vorangegangene Kalenderjahr zu stellen, und 
zwar für den Nahverkehr nach § 63 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 01 und für den Fernverkehr an das 
Bundesverwaltungsamt, für den übrigen Nah- 
verkehr bei den in Absatz 3 bestimmten Be- 
hörden." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Unternehmen im Sinne des § 63 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 01 haben ihren Anträgen 
. an das Bundesverwaltungsamt den Anteil der 
nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nah- 
verkehr zugrunde zu legen, der auf den Be- 
reich des jeweiligen Landes entfällt; für den 
Nahverkehr der Deutschen Bundesbahn im 
Sinne des § 59 Abs. 1 Nr. 5 bestimmt sich die- 
ser Teil nach dem Anteil der Zugkilometer, 
die mit Nahverkehrszügen der Deutschen Bun- 
desbahn auf den Strecken im jeweiligen Land 
erbracht werden." 

c) Absatz 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Hinsichtlich der Erstattungen gemäß § 60 für 
den Nahverkehr nach § 63 Abs. 1 Satz 1 Nr. 01 
und gemäß § 61 sowie der entsprechenden 
Vorauszahlungen nach Absatz 2 wird dieses 
Gesetz in bundeseigener Verwaltung ausge- 
führt." 


2. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 63 Abs. 1 SchwbG) 

In § 63 Abs. 1 Satz 1 werden 

a) vor Nummer 1 folgende Nummer 01 eingefügt: 

„01. im Nahverkehr, soweit Unternehmen, 
die sich überwiegend in der Hand des 
Bundes oder eines mehrheitlich dem 
Bund gehörenden Unternehmens befin- 
den (auch in Verkehrsverbünden), er- 
stattungsberechtigte Unternehmer sind," ; 

b) in Nummer 1 eingangs die Worte 
„im Nahverkehr" durch die Worte 
„im übrigen Nahverkehr" 
ersetzt. 

3. Zu Artikel 4 (Erstattungsregelungen für die 
Jahre 1979 und 1980) 

Artikel 4 Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. zu Lasten des Bundes in Höhe von 0,161 vom 
Hundert für den Nahverkehr nach § 63 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 01 sowie für die übrigen 
auf den Bund gemäß § 63 Abs. 1 Satz 1 des 
Schwerbehindertengesetzes in der durch Ar- 
tikel 1 geänderten Fassung entfallenden Auf- 
wendungen in Höhe von 0,035 vom Hun- 
dert." 

4. Zu Artikel 10 (Inkrafttreten) 

Artikel 10 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1979 in 
Kraft." 
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